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lien NUmmer 42 furdasJahr2Oll

VerhafldtI Heidelberg am 17. Januar 2011.

Var mir.

Dr. Michael Kleensang,

Notarmit dem Amtssftz in Heidelberg,

erschien:

Herr Prof. Dr. Hans 0 i e f e n b a c h e r , geboren am 15. April 1954,

geschaftsansässig Schmeilweg 5, 69118 Heidelberg,

bier handelnd nicht im eigenen Namen, sondern als Vertreter ohne
Vertretungsmacht, sich die Genehmigung des Vertretenen ausd rücklich
vorbehaltend, die vom Notar eingeholt und mit ihrem Eingang bei diesem
aligemein rechtswirksam werden soil, für

1. die Evangelische Studiengemeinschaft Heidelberg e. V. mit Sitz in
Heidelberg, eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts Heidelberg
unter der Nummer VR 156 (Geschäftsanschrift: Schmeiiweg, 5, 69118
Heidelberg),

2. die Evangelische Kirche in Deutschland (Körperschaft des
ôffentlichen Rechts), mit Sitz in Hannover, (Geschãftsanschrift:
Herrenhauser StraRe 12
30419 Hannover),



3. das Nordelbische Zentrum für Weitmission
und Kirchlichen Weltdienst (Korperschaft des öffentlichen Rechts)
mit Sitz in Hamburg (Geschaftsanschrift: Agathe-Lasch-Weg 16, 22605
Hamburg),

4. den Evangelischen Entwicklungsdienst e. V. mit dem Sitz in Bonn,
eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts Bonn unter Nummer VR ZU

7742 (Geschaftsanschrift Ulrich-von-Hassell-Str 76, 53123 Bonn),
Zu

5 das Diakonische Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland e V
mit dem Sitz in Stuttgart eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts Fr

Stuttgart unter Nummer VR 3209 (Geschaftsanschrift StafflenbergstraBe B(

76, 70184 Stuttgart)
bE

Der Erschienene hat sich dem Notar gegenuber ausgewiesen durch Vorlage D

seines amtlichen Personalausweises d
VI

C

Der Erschienene erklärte:
E

A.

1. Die Vertretenen errichten hiermit eine Gesellschaft mit beschränkter
Haftung unter der Firma

Klima-Kollekte — Kirchlicher Kompensationsfonds
gemeinnutzige GmbH

mit dem Sitz in Heidelberg.

2. Der Gesellschaftsvertrag der Gesellschaft wird als Anlage zu dieser
Urkunde genommen. Auf diese Anlage wird verwiesen.



ssion B.

chts)

26O5 Hjerauf treten die Gesellschafter zur ersten

Gesel lschafterversamml u nq

3onn,
ir VR zusammen und fassen mit alien Stimmen folgenden Beschluss:

Zum Geschäftsführer der Gesellschaft wird

e.V.
ichts Frau Olivia Bee, geboren am 17. August 1976, wohnhaft Goetheallee 17, 53225

raBe Bonn,

bestelit.

Dem Geschäftsführer 1st Einzelvertretungsbefugnis auch fur den Fall eingeräumt,
dass noch weitere Geschäftsführer besteilt sind. Der Geschäftsführer 1st zudem
von den Beschrankungen des § 181 BGB auch für den Fall, dass weitere
Geschäftsführer besteilt sind, befreit.

Damit ist die Gesellschafterversammlung beendet.

C.
Hinweise

Der Notar hat auf folgendes hingewiesen:

(1) Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung entsteht als soiche erst mit der
Eintragung in das Handeisregister.

(2) Bei Eintragung der Gesellschaft im Handelsregister darf der Wert des
Gesellschaftsvermogens zuzüglich des Gründungsaufwands nicht

er niedriger sein als das Stammkapital der Gesellschaft. Für einen etwaigen
Fehlbetrag haften die Gesellschafter.



(3) Die auf den ubernommenen Geschaftsanteil zu erbringenden Leistunge
müssen ausschlieRlich als Geidleistungen erbracht werden.

(4) Die Leistung von sonstigen Vermogensgegenstanden (Sacheinlagen)
Anrechnung auf die ubernommenen Geldeinlageverpflichtungen 1st u
lassig; die Erbringung von Sachleistungen fuhrt daher insoweit nicht z
Befreiung von der Einlageverpflichtung.

(5) Eine unzulassige Sachgrundung liegt auch dann vor, wenn die erbrachter
Geidleistungen an die GeseNschafter aisbald zur Vergutung für ei
Sachleistung zuruckbezahlt werden.

(6) Wenn eine Stammeinlage weder von dem Zahlungspflichtigen einge- I
trieben noch durch den Verkauf des Geschäftsanteils gedeckt werden
kann, haben die ubrigen Gesellschafter den Fehibetrag nach dem
Verhältnis ihrer Geschäftsanteile aufzubringen.

(7) Für den Fall, dass vor der Eintragung der Gesellschaft in das
Handeisregister im Namen der Gesellschaft gehandelt wird, haften die
Handeinden personlich und gesamtschuldnerisch und die Gesellschafter
personlich.

(8) Fur die Eintragung in das Handeisregister wird von diesem in der Regel
die firmenrechtliche Stellungnahme der Industrie- und Handeiskammer
e ingeholt.

(9) Werden zum Zwecke der Errichtung der Gesellschaft falsche Angaben
gemacht, so haben Gesellschafter und Geschäftsführer der Gesellschaft
als Gesamtschuldner fehiende Einzahlungen zu leisten, eine Vergutung,
die nicht unter den Gründungsaufwand genommen ist, zu ersetzen und
für den sonst entstehenden Schaden Ersatz zu leisten. Wird die
Gesellschaft von Gesellschaftern durch Elniagen oder
Grundungsaufwand vorsatzlich oder aus grober Fahrlassigkeit
geschadigt, so sind diese zum Ersatz verpflichtet

(10) Das zur Erhaltung des Stammkapitals erlorderliche Vermogen der
Gesellschaft dan nicht an die Gesellschafter ausbezahlt werden.

(11) Wissentlich falsche Angaben Ober die Einzahlung der Stammeinlagen
werden nach § 82 GmbH-Gesetz bestraft Dasselbe gilt fur die

I



ungen Geschäftsführer hinsichthch der von diesen abzugebenden Ver
sicherungen.

ten) in (12) Ciber steuerrechtliche Fragen hat der Notar nicht belehrt, Em

unzu- dahingehender Beratungsauftrag wurde ihm nicht erteilt.
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/c/
Anlage zur Urkunde des Notars Dr. Michael Kleensang nit Amtssitz in
Heidelbergvom 17.Januar2Oll —UR. Nr.42für2011 IV)t’’

(4)
Gesellschaftsvertrag der Klima-Kollekte — Kirchlicher U

Kompensationsfonds gemeinnUtzige GmbH

§ I Firma, Sitz der Gesellschaft, Geschäftsjahr, Beginn und Dauer der
Gesellschaft (5)

(1) Die Gesellshaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Der
Name der Gesellschaft lautet: Klima-KoNekte — Kirchlicher
Kompensationsfonds gemeinnutzige GmbH. (6)

(2) Sitz der Gesellschaft 1st Heidelberg.

(7)

(3) Die Gesellschaft 1st auf unbestimmte Dauer geschlossen.

(4) Das Geschäftsjahr 1st das Kalenderjahr.

(5) Das erste Geschaftsjahr beginnt mit der Eintragung und endet am 31. (8)

Dezember diesen Jahres. 1:

(9

§ 2 Gegenstand des Unternehmens, Gemeinnutzigkeit

(1) Zweck der Gesellschaft 1st die Forderung des Umweltschutzes, der
Bildung und der Volkerverstandigung sowie die Forderung der
Entwicklungszusammenarbeit.

(2) Der Gesellschaftszweck wird verwirklicht durch die FOrderung anderer
gemeinnutziger Organisationen wie zum Beispiel Brot fur die Welt oder
EED. Der Gesellschaftszweck wird weiterhin verwirklicht durch die gezielte
Forderung der Bildung und Bewusstseinsbildung der kirchlichen
Offentlichkeit, insbesondere durch den Aufbau elner lnformationsplattform.

(3) Die Projekte, die durch die geforderten gemeinnutzigen Organisationen
durchgefuhrt werden, haben in jedem Fall nach MaRgabe der durch die
Gesellschafterversammlung bestimmten Rahmenrichtlinien, Standards



und Kriterien zu erfolgen.

Die GeseHschaft kann alle Handlungen vornehmen, die
Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet
Die Gesellschaft kann unter Beachtung der durch
Gesellschafterversammlung beschlossenen Standards Spenden
Klimaschutzprojekte einwerben und diese Standards kontrollieren.

(5) Die Gesellschaft verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnützige
Zwecke im Sinne der Vorschriften des Abschnitts ,,Steuerbegunstigte
Zwecke” der Abgabenordnung.

(6) Die Gesellschaft ist seibstios tatig. Sie verfolgt nicht in erster Linie
eigenwirtschaftliche Zwecke.

(7) Mittel der Gesellschaft dürfen nur für satzungsmaRige Zwecke verwendet
werden. Die Gesellschafter dUrfen keine Gewinnanteile und in ihrer
Eigenschaft als Gesellschafter auch keine sonstgen Zuwendungen aus
Mittein der Korperschaft erhalten

(8) Durch Ausgaben, die dem Zweck der Gesellschaft fremd sind, oder durch
unverhaltnismaBig hohe Vergutungen darf niemand begunstigt werden.

(9) Bei Auflosung der Gesellschaft oder bei Wegfall der steuerbegunstigten
Zwecke fällt das verbleibende Vermogen der Gesellschaft an die
Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), die es unmittelbar und
ausschlieBhch für gemeinnutzige, mildtatige oder kirchliche Zwecke zu
verwenden hat. Beschlusse über die kUnftige Verwendung des
Vermogens durfen erst nach Einwilligung des Finanzamts ausgefuhrt
werden.

§ 3 Stammkapital, Geschäftsanteile

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft betragt € 25.000,00
(in Worten: EURO funfundzwanzigtausend).

(4) dem
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(2) Das Stammkapital 1st wie folgt eingeteilt:



a) Das Diakonische Werk der Evangel ischen Kirche in Deutschland
e.V. halt 1 (in Worten: elnen) Geschäftsanteil im Nennbetrag von
Euro 5.000,00.

b) Der Evangelische Entwicklungsdienst (eed) halt 1 (in Worten: § B

einen) Geschäftsanteil im Nennbetrag von Euro 5.000,00.
(1)c) Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) halt 1 (in Worten:

einen) Geschäftsanteil im Nennbetrag von Euro 5.000,00.
d) Die Forschungsstatte der Evangelischen Studiengemeinschaft e. V.

(FEST) halt 1 (in Worten: einen) Geschäftsanteil im Nennbetrag
von Euro 5.000,00.

e) Das Nordelbische Missionszentrum halt 1 (in Worten: einen)
Geschäftsanteil im Nennbetrag von Euro 5.000,00.

(3) Die Einlagen sind in bar zu leisten. Die Hälfte jeder Stammeinlage ist
sofort fallig, der Rest nach Anforderung durch die Geschäftsführung (2
aufgrund eines Beschlusses der Gesellschafterversammlung.

§ 4 Organe der Gesellschaft

(1) Organe der Gesellschaft sind

a) die Gesellschafterversammlung,

b) die Geschäftsführung.

(2) Die Gesellschafterversammlung kann beschlieBen, dass em Beirat mit
beratender Funktion eingerichtet wird. Zusammensetzung, Art und (
Umfang der Tatigkeit des Beirates bestimmt die
Gesellschafterversamm lung.

§ 5 Aufnahme neuer Gesellschafter

(1) Die Gesellschafterversammlung kann mit einer Mehrheit von 2/3 der
Stimmen die Aufnahme neuer Gesellschafterinnen oder Gesellschafter
beschlieRen.

(2) Jeder neue Gesellschafter beziehungsweise jede neue Gesellschafterin
übernimmt einen Geschäftsanteil im Nennbetrag von Euro 5,000,00. Das



chlarjd Stamrnkapital erhöht sich entsprechend.
rag vofl

§ 6 Geschäftsführung

(1) Die Geselischaft hat einen oder mehrere Geschäftsfuhrerinnen oder
Geschäftsführer. Sind mehrere Geschãftsführerinnen oder
Geschäftsführer besteilt, so wird die Gesellschaft durch zweite. V. .. ..

Geschaftsfuhrerinnen oder Geschaftsfuhrer oder durch einen)etrag .. .. . . .

Geschaftsfuhrer beziehungsweise eine Geschaftsfuhrenn in
Gemeinschaft mit einem Prokuristen oder elner Prokuristin vertreten. 1stinen) . .nur eine Geschaftsfuhrerin oder em Geschaftsfuhrer bestelit, so vertritt
diese beziehungsweise dieser die Gesellschaft einzeln.

ge ist
hrung (2) Durch Gesellschafterbeschluss kann allen oder einzelnen

Geschäftsführerinnen oder Geschäftsführern Befreiung von der
Beschränkung des § 181 BGB erteilt werden. Näheres zur
Geschäftsführung regelt eine Geschäftsord nung, die die
Gesellschafterversammlung erlässt.

(3) Die Bestimmung der Anzahl der Geschaftsfuhrerinnen beziehungsweise
Geschäftsführer sowie die Bestellung und der Widerruf der Bestellung von
Anstellungsverträgen erfolgen durch die Gesellschafterversammlung. Den
Abschluss, die Anderung und die Beendigung der Anstellungsvertrage
nimmt der Vorsitzende der Gesellschafterversammlung vor.it mit

und (4) Die Geschäftsführerinnen beziehungsweise Geschäftsführer sind
die verpflichtet, die Geschäfte der Gesellschaft in Ubereinstimmung mit dem

Gesetz, mit diesem Gesellschaftsvertrag, den Beschlussen der
Gesellschafter und gegebenenfalls einer von der
Gesellschafterversammlung beschlossenen Geschaftsordnung zu führen.
Unbeschadet ihrer Vertretungsmacht gegenüber Dritten sind die

der
Geschäftsführerinnen beziehungsweise Geschäftsführer nur aufgrund

after
gegenseitigen Einvernehmens zur Geschäftsführung befugt. Erzielen sie
hinsichtlich einer GeschaftsfuhrungsmaRnahme keine Einigung, holen sie
die Entscheidung der Gesellschafterversammlung em.

term

Das (5) Die Geschäftsführerinnen beziehungsweise Geschäftsführer bedürfen für



(6) Die Geschäftsführer beziehu ngsweise die Geschäftsführerin ni

unterliegen einem Wettbewerbsverbot. Sie dürfen weder auf eigene

Rechnung noch für Dritte Geschäfte tätigen, die zir

Geschaftsgegenstand der Gesellschaft gehoren. Sie durfen sich v

unmittelbar noch mittelbar an solchen Geschäften oder an Unternehmen

beteiligen, die im Wettbewerb mit der Gesellschaft stehen.

GeseNschafterversammlung kann beschlieRen, inwieweit und unter

weichen Bedingungen em Geschäftsführer bzw. eine Geschäftsfuhrerin

vom Wettbewerbsverbot befreit wird.

§ 7 Gesellschafterversammlung

(1) Die Gesellschafterversammlung tritt mindestens einmal im Jahr

zusammen. Die Gesellschafterversammlung, die Ober die Feststellung dE

Jahresabschlusses beschlieBt, ist spätestens bis zum 30. April

Folgejahres durchzufuhren.

(2) Der Gesellschafterversammlung obliegt die Aufsicht uber

Geschäftsführung. Die Geschäftsführung erstattet gegenüber

Gesellschafterversammlung regelmäBig Bericht.

(3) Die Gesellschafter beschlieBen über alle Angelegenheiten, die nach dem

Gesetz zwingend einer Beschlussfassu ng der Gesellschafterversammlung

unterliegen; davon unabhangig beschlieBt die Gesellschafterversammlung

Ober folgende Angelegenheiten

a) Wahl des oder der Vorsitzenden/des oder der stellvertretenden

Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung,

b) Geschaftsordnung für die Geschäftsführung und

Gesellschafterversammlung

c) Einrichtung und Ausgestaltung eines Beirates,

d) Bestellung eines Abschlussprüfers zur Prüfung des von der

Geschäftsführung ersteliten Jah resberichtes, sofern dies rechtlich

notwendig oder aus sonstigen Gründen sinnvoll erscheint,

aBe Handlungen, die über den gewOhnlichen Geschäftsbetrieb der

Gesellschaft hinausgehen, der Zustimmung der
Gesel lsch afterversamm lung.



der e) Bestimmung der Rahmenrichtlinien des Klimafonds, insbesondere zu

der Projektauswahl, Kontrolle und Weiterentwicklung der

Projektstandards inkI. der Emissions- und

Emissionsersparnisberechnung, Uberprufung und Evaluation der
hnen Projekte, Aufteilung der Spendengelder sowie zur Mitteiverwendung
gene insgesamt.
zum f) Auswahl der zu fOrdernden Projekte auf Vorschlag der Gesellschafter
eder in ihrer Funktion als Projekttrager,
men g) Abgabe von Erklarungen zu Ereignissen und Entwicklungen, die den

Die Zweck des Klimafonds beruhren,
inter h) Ausschluss von Gesellschaftern,
rerin

I) Kundigung der Gesellschafter,

j) Abschlusse uber Unternehmensvertrage,

k) MaBnahmen, die Gegenstand oder Zweckanderung gleichkommen,

I) Auflosung der Gesellschaft und WahI von Liquidatoren,

Jahr m) Anderung des Gesellschaftsvertrages mit einer Mehrheit von zwei

des Drittel der Stim men

des
(4) Einstimmig zu beschlieBen sind

a) Grundung weiterer Gesellschaften,
die b) die Erhohung oder die ErmaBigung der Stammeinlage,
der

c) die Finanzierung von Geschäftsanteilen und deren Folgen,

d) die Auflosung der Gesellschaft sowie

em e) die Erlass der Geschaftsordnung für die Gesellschafterversammlung
ing und die Geschäftsführerinnen beziehungsweise Geschäftsführer.
ing f) Gleiches gilt für die Einziehung von Geschaftsanteilen, wobei der

betroffene Gesellschafter in diesem Fall nicht stimnberechtigt ist.

§ 8 Jahresabschluss und Ergebnisverwendung

(1) Der Jahresabschluss (BiIanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung) und,

soweit gesetzlich erforderlich, der Lagebericht ist von der
er

Geschäftsführung in den ersten sechs Monaten des Geschäftsjahres für
C

das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen.

L



(2) Der aufgestellte Jahresabschluss sowie der ggf. zu erstellende (5)
Lagebericht sind den Gesellschaftern zur Feststeliung des

Jahresabschlusses vorzulegen.

(3) Uber die Ergebnisverwendung beschlieBt jeweils die

Gesellschafterversammlung.

§ 9 Innere Ordnung der Gesellschafterversammlung

(1) Nach Vorlage des Jahresabschlusses ist eine ordentliche
Gesellschafterversammlung der Gesellschaft einzuberufen.

(2) AuBerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen, wenn
es das Interesse der Gesellschaft erfordert oder Gesellschafterinnen
beziehungsweise Gesellschafter, die zusammen mit 20% oder mehr an
der Gesellschaft beteiligt sind, dies beantragen. Die Einberufung einer
auBerordentlichen Gesellschafterversammlung durch eine
Gesellschafterminderheit ist schriftlich zu begrunden. Die Begrundung ist
der Einladung beizufugen.

(3) Die Gesellschafterversammlungen werden durch die Geschäftsführung
einberufen,

(4) Bei der Einberufung sind Ort und Zeit sowie Tagesordnung
bekanntzugeben. Die Einberufung ist wirksam, wenn sie mittels
Textform oder e-Mail mit einer Frist von zwei Wochen ab Absendung an
die letztbekannte Anschrift der Gesellschafterin beziehungsweise des
Gesellschafters (Vorstand, Präsident o.a.) oder die der Gesellschaft
benannten und damit als zur Vertretung in der
Gesellschafterversammlung bevollmachtigt geltenden Personen erfolgt.
Der Einberufung sollen die zu den einzelnen Tagesordnungspunkten
erforderlichen Unterlagen beigefugt werden. Die Bestimmungen zu
Form und Verfahren gelten als eingehalten, wenn aBe
Gesellschafterinnen und Gesellschafter in der Versammlung vertreten
sind oder den Beschlussen nachtraglich schriftlich zustimmen und
soweit die Tagesordnung in der Versammiung einstimmig beschlossen
wird.



de (5) Die Gesellschafterversammlung 1st beschlussfahig, wenn mindestens
es 60% des Gesellschaftskapitats in der GeseHschafterversammlung

vertreten
sind. Die fehiende Beschlussfahigkeit kann durch em der

Gesellschafterversammlung nachfolgendes Umlaufverfahren nach
Jie Absatz 6 geheilt werden. Andernfalls ist die Geschäftsführung dafür

verantwortlich, dass innerhaib von vier Wochen eine neue Versammiung
stattfindet. Dlese Versammiung ist dann hinsichtlich der gleichen
Tagesordnungspunkte ohne Rucksicht auf die HOhe des vertretenen
Stammkapitals beschlussfahig, wenn in der Einladung zu der neuen
Versammiung auf diese Rechtsfolge hingewiesen wurde.

he

(6) Beschlüsse der Gesellschafterversammlung werden grundsatzlich in
Gesellschafterversammlungen gefasst. Gesellschafterbeschlüsse kOnnen

In . . .auch schnftlich, in Textform oder per E-Mail herbeigefuhrt werden, wenn
?fl

. .aHe Gesellschafterinnen und Gesellschafter bei der Abstimmung matwirken
und kein Mitglied der Gesellschafterversammlung dieser Art derer
Beschlussfassung widerspricht. Uber derart zustande gekommene
Beschlusse 1st em den GeseHschafterinnen und GesellschafternSt
unverzuglich zur Verfugung zu stellendes Protokoll zu fertigen.

(7) Die Stimmanteile der GeseHschafterinnen und Gesellschafter richten
sich nach den jeweiligen Geschäftsanteilen, wobel jeweils EUR
5.000,00 elnes Geschäftsanteils elne Stimme gewahrt.

(8) Die Beschusse der Gesellschafterversammlung werden, sofern das
Gesetz oder dieser Vertrag keine andere Mehrheit vorschreibt, mit
einfacher Mehrheit gefasst.

(9) Eine (Jbertragung des Stimmrechts auf andere Gesellschafterinnen
beziehu ngsweise Gesellschafter ist moglich; U bertragungen sind
schriftlich zu erteilen und vorzulegen.

(10) Die Geschäftsfuhrerinnen und Geschäftsführer sind berechtigt, an den
Gesellschafterversammlungen ohne Stimmrecht teilzunehmen und zu
jedem Tagesordnungspunkt das Wort zu ergreifen, es sei denn, dass
die Gesellschafterversammlung im Einzelfall anders entscheidet.

(11) Soweit Beschlusse der Gesellschafterversammlung nicht notariell



beurkundet werden, sind sie in einer Niederschrift festzuhalten, die von
dem beziehungsweise der Vorsitzenden und von dem Protokolführer
beziehungsweise del Protokollfuhrerin zu unterzeichnen und den
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Sitzung zu übermitteln 1st.

(12) Die Gesellschafterversammlung kann sich elne Geschaftsordnung geben.

§ 10 Kündigung und Ausscheiden aus der Gesellschaft

(1) Nur die Kundigung der Gesellschaft durch jeden Gesellschafter und jede
Gesellschafferin aus wichtigem Grund ist moglich. Em wichtiger Grund
tiegt insbesondere vor, wenn eine Gesellschafterin oder em GeseNschafter
aus der Gesellschaft ausgeschlossen wurde oder wenn eine
Gesellschafterin oder em GeseNschafter rechtsverbind hch gegenuber der
Gesellschaft und mit entsprechender Wirkung gegenuber der Gesellschaft (3

erklart, dass er nicht mehr Partner beziehungsweise Partnerin in der
GeseNschaft ist und hierauf bezogene Aktivitäten und Positionen aufgeben
wi rd.

(2) Im Falle einer aus wichtigem Grund moglichen Kundigung der
Gesellschaft, eines Austritts oder einer AusschlieBung aus der
Gesellschaft wird diese nicht aufgeost, sondern — nach Ausscheiden des
betroffenen Gesellschafters oder Gesellschafterin — von den ubrigen
Gesellschaftern fortgesetzt.

(3) Der kundigende Gesellschafter beziehungsweise die kundigende
Gesellschafterinnen und Gesellschafter erhalten elne Abfindung, die sich
nach § 13 dieses Vertrages bestimmt.

§ 11 Verfugung Uber Geschäftsanteile

(1) Die VerauBerung oder Belastung, insbesondere NieRbrauchsbesteilung
oder Verpfandung von Geschäftsanteilen oder Teilen von
Geschäftsanteilen 1st nur mit schriftlicher Zustimmung aller
Gesellschafterinnen und Gesellschafter mOglich.

(2) Im Falle der beabsichtigten VerauRerung oder Betastung eines Anteils



‘on nach Abs. 1 haben die ubrigen Geseilschafterinnen und Gesellschafter
rer das Recht, die Ubertragung im Verhältnis ihrer Beteiligungen auf sich zu
len verlangen. Zur Ausubung dieses Rechts ist ihnen dieser Anteil durch den

ist. Gesellschafter oder die Gesellschafterin, der beziehungsweise die die
Abtretung beabsichtigt, durch eingeschriebenen Brief zum Erwerb

en. anzubieten. Die Ubernahme kann binnen eines Monats nach Zugang des
Briefes erklärt werden. Machen einer oder mehrere Gesellschafterinnen
und Gesellschafter innerhaib dieser Frist davon keinen Gebrauch, geht
das Recht zur Ubernahme wiederum anteilig auf die ubrigen

,de Gesellschafter und Gesellschafterinnen und schileRlich auf die
md Gesellschaft selbst über. Dieser Erwerb durch die Gesellschafterinnen
zter und Gesellschafter bzw. die Gesellschaft bedarf nicht der Zustimmung

me nach Abs. 1.

er
aft (3) Unbeschadet der Abs. 1 und 2 dürfen Geschäftsanteile nur an kirchliche

er I Korperschaften, an Mitglieder der Gesellschafterinnen und

en Gesellschafter oder diesen unmittelbar angeschlossene juristische
Personen, die als gemeinnutzig im Sinne der Abgabenordnung
anerkannt sind, veräuBert werden. Die VerauBerung elnes

er Geschäftsanteiles oder von Teilen eines Geschäftsanteiles ist der
ier Gesellschaft gegenuber nur wirksam, wenn sie unter Nachweis des
les Ubergangs bei der Gesellschaft angemeldet 1st.
ien

§ 12 Einziehung von Geschäftsanteilen

ide

ich (1) Die Einziehung von Geschäftsanteiten 1st bei Vorliegen elnes wichtigen
Grundes zulassig. Als wichtiger Grund sind insbesondere anzusehen:
a) Grobe Verletzung der Gesellschafterpflichten durch eine

GeseNschafterin oder elnen Gesellschafter,

b) Umstände aus der Sphare einer Gesellschafterin oder eines

I Gesellschafters, die sich auf den Ruf der ubrigen
ing Gesellschafterinnen und Gesellschafter oder der Gesellschaft
‘on gravierend nachteilig auswirken kOnnen,
er c) Pfandung eines Geschäftsanteils, wenn diese nicht innerhaib von

sechs Monaten, spätestens bis zur Verwertung des Geschäftsanteils,

us
wieder aufgehoben wird,

d) wenn uber das Vermogen elner Gesellschafterin oder elnes



Gesellschafters em Insolvenzverfahren wegen Zahlungsunfahigkeit
oder Uberschuldung eröffnet oder manges Masse abgelehnt wird,

e) wenn uber das Vermogen einer Gesellschafterin oder eines
=

Gesellschafters em Insolvenzverfahren wegen drohender § 1:Zahlungsunfahigkeit erOffnet wird und der Gesellschafter sich nicht
jeglicher Einflussnahme auf die Geselschaft enthält, Die

(2) Ab dem vorgenannten Frist auslösenden Ereignis, im Falle der Au
Pflichtvertetzung ab dem Zeitpunkt der einstimmigen Ruge durch die stei
ubrigen Gesellschafterinnen und Gesellschafter, hat der betrofferie zur

Gesellschafter beziehungsweise die betroffene Gesellschafterin in der
Gesellschafterversammlung kêin Stimmrecht.

§
(3) Der ausscheidende Gesellschafter beziehungsweise die ausscheidende (1)Gesellschafterin hat die Einziehung des Anteils zu dulden oder den Anteil

auf einen von der Gesellschafterversammlung bestimmten Rechtstrager
zu ubertragen. Dem ausscheidenden Gesellschafter beziehungsweise der (2)
ausscheidende Geseltschafterin steht hierbei kein Stimmrecht zu.
Hieruber entscheidet die Geseflschafterversammlung einstimmig.

(4) Der ausscheidende Gesellschafter beziehungsweise die ausscheidende
Gesellschafterin erhält seine Einlage in HOhe des Buchwertes zum
Einbringungszeitpunkt insoweit zuruck, soweit diese nicht durch Verlust
aufgezehrt ist. Daruber hinaus besteht kein Anspruch auf Zahiung eines
Entgelts oder elner Abfindung. §1

(5) Statt der Einziehung kann die Gesellschafterversammlung beschlieBen, Oi
dass der Geschäftsanteil auf einen oder mehrere von ihr bestimmte Bu
Gesellschafterinnen oder Gesellschafter oder Dritte zu ubertragen ist. Die
Einbeziehung und die Abtretung kOnnen von der
Gesellschafterversammlung nur mit Drei-Viertel-Mehrheit beschlossen §1
werden. Der betroffene Gesellschafter beziehungsweise die betroffene
Gesellschafterin hat kein Stimmrecht, seine Stimmen bleiben bei der D
Berechnung der erlorderlichen Mehrheit aul3er Betracht. E

G
G



es

ier §l3Abfindung
ht

Die Gesellschafterinnen beziehungsweise Geselischafter erhalten bei ihrem

ier Ausscheiden oder bei Aufiosung der Geseiischaft oder bei Wegfail der

Jie steuerbegunstigten Zwecke nicht mehr ais ihre eingezahiten Kapitalanteiie

ne zuruck.

ler

§ 14 Salvatorische Klausel

(1) Soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, gelten die

gesetziichen Vorschriften.
er

er (2) Soilten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teliweise
U, unwirksam sein, so wird hierdurch die Gultigkeit des Vertrages im Ubrigen

I nicht berührt. Anstelie der unwirksamen Bestimmung soil elne

fe
angemessene Regelung geiten, die dem am nächsten kommt, was die

m
Geseilschafter gewolit hatten, wenn sie bei Vertragsschluss den Punkt

St
beachtet hãtten, sofern dies rechtlich mOglich 1st.

§ 15 Bekanntmachung

Die Bekanntmachung der Gesellschaft erfoigt nur über den elektronischen

I Bundesanzeiger.

§ 16 GrUndungskosten
e

I Der Grundungsaufwand (die Kosten der notarielien Beurkundung und der

Eintragung im Handeisregister sowie die sonstigen Steuern und Gebuhrefl der

Grundung) werden bis zum Betrag von 10% des StammkapitaiS von der

Geseilschaft getragen.


